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1. Planungserfordernis und Zielsetzung der Planung 

 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss der Stadt Hallstadt hat am 14. Januar 2019 be-
schlossen, die 2.  nderung und Erweiterung des Bebauungsplanes ñMainst¿mpfelñ mit inte-
griertem Grünordnungsplan aufzustellen.  
 
Der konkrete Anlass für die 2. Änderung des o. g. Bebauungsplanes ist die Erweiterungsab-
sicht des schon bestehenden Lebensmitteldiscounters nach Norden. Der schon bestehende 
Lebensmitteldiscounter und der Sportartikel Fachmarkt werden abgerissen und an gleicher 
Stelle entsteht ein Lebensmitteldiscounter mit einer maximalen Gesamtverkaufsfläche von 
1.200 m². In diesem Zusammenhang wird auch die jetzige Zufahrt des Marktes über die 
StraÇe ĂAm Sportplatzñ neu geregelt. Die künftige Zufahrt erfolgt dann über die alte Gunde-
lsheimer Straße. Für die Fußgänger aus der Stadtmitte und zur Erreichbarkeit des Gewerbe-
gebietes entsteht entlang der Lichtenfelser Straße und der neuen Erschließungsstraße ein 
durchgängiger Gehweg. 
 
In der Stadt Hallstadt sind kaum noch Gewerbeflächen vorhanden und die stetige Nachfrage 
nach Gewerbeflächen ist groß. Das Ziel der Bebauungsplanänderung ist es also, dieser 
Nachfrage durch Ausweisung weiterer Gewerbeflächen entgegen zu wirken und zusätzliche 
Arbeitsplätze zu schaffen. 
 
Zur Verbesserung der innerstädtischen Parksituation ist die Schaffung von Parkflächen auch 
für Busse am nördlichen Ortsrand angedacht. Die Restfläche der - mittlerweile durch die Auf-
lassung des niveaugleichen Bahnübergangs abgeschnittenen - Kreisstraße kann zur Er-
schließung der Flächen und als Zufahrt zum Parkplatz umfunktioniert werden. 
 
Des Weiteren soll den örtlichen ansässigen landwirtschaftlichen Erzeugern die Möglichkeit 
gegeben werden, Ihre Produkte auf dem im nordwestlichen Bereich des Planungsgebietes 
vorgesehenen Parkplatz direkt zu vermarkten. 
 
 

2. Geltungsbereich und örtliche Verhältnisse 

 
Als uralter historischer Marktort wurde Hallstadt im Jahre 1954 zur Stadt erhoben. 
Nach legendärer Überlieferung soll um das Jahr 650 der Frankenapostel St. Kilian in 
Hallstadt gepredigt haben. Er ist auch Patron der St. Kilians-Pfarrkirche, welche 1980 ihr 
600-jähriges Kirchweihjubiläum feierte.  
 
Urkundlich wird der Ort erstmals erwähnt 741 - 747 als "alazesstat im ratenzgovve" und 
"chungeshofe" (Königshof) in einer Schenkungsurkunde der beiden Frankenherzöge Karl-
mann und Pippin.  
 
Am 24. Dezember 793 weilte Kaiser Karl der Große im karolingischen Königshof Hallstadt. In 
seiner wechselvollen Geschichte wird der wichtige Ort immer wieder heimgesucht.  
Am 16. März 1430 fallen die Hussiten ein, brennen den Ort nieder und erheben die Hussi-
tensteuer. 
 
Obwohl Hallstadt abermals während des Bauernaufstandes im Jahre 1525 vollkommen nie-
dergebrannt und auch in späteren Kriegen immer wieder in seiner Bausubstanz stark in Mit-
leidenschaft gezogen wurde, setzten sich Bürgersinn und Bürgerfleiß immer wieder durch 
und ließen Hallstadt zu dem werden, was es heute ist: Ein wichtiger Ort und Grundzentrum 
im Landkreis Bamberg mit rund 8.400 Einwohnern (2017), einschließlich dem Ortsteil Dörf-
leins (Quelle: Homepage der Stadt Hallstadt).  
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Hallstadt grenzt im Süden an die Stadt Bamberg und im Westen an den Main sowie an die 
Gemeinden Kemmern, Gundelsheim, Oberhaid und Bischberg.  
 
In Hallstadt ist die Grundversorgung mit Dienstleistungen und Waren für den täglichen 
Grundbedarf gesichert. 
Auch die medizinische Grundversorgung wird durch Allgemeinärzte gewährleistet. Im nahe 
gelegenen Bamberg sind mehrere Krankenhäuser bzw. Fachkliniken erreichbar. 
 
Katholiken und Protestanten finden jeweils eine katholische oder evangelische Kirchenge-
meinde vor.  
 
Hallstadt ist über die Staatsstraße St 2190 und den Berliner Ring direkt an die Autobahn 
A 70 zwischen Bayreuth und Schweinfurt angebunden. Des Weiteren liegt die A 73 zwischen 
Nürnberg und Suhl in unmittelbarer Nähe. Die Verlängerung des Berliner Rings (St2244) 
verbindet Hallstadt mit Breitengüßbach. Von dieser Staatsstraße erreicht man über eine 
Gemeindestraße den Norden Hallstadts. Über die Staatsstraße St 2281 gelangt man von 
Hallstadt nach Oberhaid. Die Regionalbahnen auf der Bahnstrecke Bamberg ï Lichtenfels 
halten an der Bahnstation Hallstadt.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Ă2. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-
planes ñMainst¿mpfelñ mit integriertem Gr¿nordnungsplanñ liegt am nºrdlichen Stadtrand von 
der Stadt Hallstadt in der Gemarkung Hallstadt.  
 
Der Geltungsbereich ist wie folgt begrenzt: 
 
- Im Norden: durch die frühere Trasse der ehemaligen Kreisstraße BA 5 und die anschlie-

ßenden landwirtschaftlichen Grundstücke und die freie Flur. 
- im Osten: durch das Grundst¿ck mit der DB Strecke ĂBamberg ï Lichtenfelsñ. 
- im Süden: durch die bestehend bleibenden Sportplatzflächen und die öffentliche Ver-

kehrsflªche ĂAm Sportplatzñ. 
- im Westen: durch die ºffentliche Verkehrsflªche ĂLichtenfelser StraÇeñ mit angrenzender 

Bebauung. 
 
Das Gebiet umfasst die Flurstücksnummern: 

2467, 2468, 2469, 2470, 2471, 2810/3, 3647/2, 3647/3 der Gemarkung 
Hallstadt ganz 

und Flächen der Flurstücksnummern: 
  10/7, 2460/3, 2466, 2477, 2823, 2465/31 der Gemarkung Hallstadt teilweise. 
 
 
Der westliche Teil der Fläche wird bereits als Sondergebiet genutzt und soll im Zuge der Än-
derung aber vergrößert und neu aufgeteilt werden. Die südlich der alten Gundelsheimer 
Straße gelegene Teilfläche des Geltungsbereiches wird zurzeit als Sportplatzfläche und 
landwirtschaftliche Fläche (Brach ï und Lagerfläche) genutzt. In diesem Bereich soll Bau-
recht für Gewerbetreibende geschaffen werden. Das nördliche Plangebiet wird durch die alte 
Gundelsheimer Straße begrenzt, die als Erschließungsstraße ausgebaut werden soll. Am 
nordöstlichen Ende des Plangebietes soll ein Parkplatz entstehen, der Parkmöglichkeiten für 
Busse und Autos bietet. 
 
Im Geltungsbereich oder in unmittelbarer Nähe sind weder Natur- und Landschaftsschutzge-
biete bzw. Bodendenkmäler anzutreffen. Das Planungsgebiet liegt teilweise in der Hochwas-
sergefahrenfläche HQ100. 
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ABGRENZUNG DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES    M. 1 : 5.000 
 
 

3. Verfahren und planungsrechtliche Situation 

3.1.  Verfahren 

 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss der Stadt Hallstadt hat in seiner Sitzung am 
14.01.2019 die Aufstellung der 2.  nderung und Erweiterung des Bebauungsplanes ñMain-
st¿mpfelñ mit integriertem Gr¿nordnungsplan beschlossen.  
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Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren mit zweistufiger Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Fachbehörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß den §§ 4 Abs. 1 
und 2 BauGB sowie den §§ 3 Abs. 1 und 2 BauGB aufgestellt.  
 
In der Sitzung am 08.04.2019 hat der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss der Stadt 
Hallstadt die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie die früh-
zeitige Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beschlossen. Die frühzeitige Beteiligung 
fand in der Zeit vom 13.05.2019 bis zum 14.06.2018 statt. 
 

3.2 Regionalplan  

 
Die Stadt Hallstadt als Grundzentrum hat laut Regionalplan Oberfranken-West keine zentral-
örtlichen Funktionen. Die Stadt liegt im Umlandbereich des Verdichtungsraumes des Ober-
zentrums Bamberg an der Entwicklungsachse Nürnberg ï Bamberg ï Coburg. Die Wirt-
schaftskraft und Wirtschaftsstruktur der Region sollen gestärkt und weiter ausgebaut werden.  
 

3.3 Flächennutzungsplan 

 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Hallstadt ist der Geltungsbereich der 2. Ände-
rung und Erweiterung des Bebauungsplanes ñMainst¿mpfelñ teilweise als Sondergebietsflä-
che, teilweise als Grünfläche (Zweckbestimmung ĂSportplatzñ) und als landwirtschaftliche 
Fläche dargestellt. Der Flächennutzungsplan wird im Parallelverfahren (gem. § 8 Abs. 3 
BauGB) geändert.  
 

3.4 Bebauungsplan ĂMainst¿mpfelñ 

 
Der Bebauungsplan ĂMainst¿mpfelñ wurde im Jahr 1980 mit Bekanntmachung rechtskräftig. 
Im Jahr 2000 wurde dieser zum ersten Mal, aufgrund des damals an der ĂLichtenfelser Stra-
Çeñ geplanten Lebensmitteldiscounters und des Sportartikel Fachmarktes, geändert. 
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4.  Geplante bauliche Nutzung und Gestaltung 

4.1 Nutzungsart und Flächenaufteilung 

 
Die Geltungsbereichsfläche umfasst insgesamt ca. 3,05 ha. Das Gebiet wird als Gewerbe-
gebiet (GE), Sondergebiet (SO) ĂEinkaufszentrumñ und Verkehrsflächen (inkl. Parkplatz) 
ausgewiesen. 
 
Die Fläche des Geltungsbereiches teilt sich folgendermaßen auf: 
 

Nutzungsart  Flächengröße Flächenanteil 

Gewerbegebiet (GE) ca. 16.395 m² 53,8 % 

Sondergebiet (SO) ca. 6.975 m² 22,9 % 

Verkehrsfläche 
(Straße und Gehweg) 

ca. 3.028 m² 9,9 % 

Verkehrsfläche 
(Parkplatz) 

ca. 4.102 m² 13,4 % 

Gesamt:  ca. 30.500 m² 100 % 

 
Im Sonstigen Sondergebiet der Ă2.  nderung und Erweiterung des Bebauungsplanes ñMain-
st¿mpfelñ mit integriertem Gr¿nordnungsplanñ werden der schon bestehende Lebensmittel-
discounter und der Sportartikel Fachmarkt abgerissen und an gleicher Stelle ein Lebensmit-
teldiscounter mit einer maximalen Gesamtverkaufsfläche von 1.200 m² sowie für dessen Be-
trieb notwendige Nebenanlagen wie Lagerflächen, Nebenräume, Sozial- sowie Verwaltungs-
räume errichtet. 
 

4.2 Maß der Nutzung 

 
Der Umfang der überbaubaren Flächen wird durch die Grundflächenzahl (GRZ) und durch 
die Baugrenzen in der Planzeichnung festgesetzt. Das Maß der Überbaubarkeit wird durch 
die engere der beiden Festsetzungen bestimmt.  
Die Grundflächenzahl (GRZ) beträgt für das Gewerbegebiete (GE) höchstens 0,8 und für das 
Sondergebiet (SO) höchstens 0,9. Nach § 19 Abs. 4 BauNVO können hinsichtlich der Über-
schreitung der zulässigen Grundflächenzahl abweichende Bestimmungen betroffen werden. 
Dies ist zur Erfüllung der hier vorliegenden zweckentsprechenden Grundstücksnutzung (Le-
bensmitteldiscounter mit Stellplätzen) zwingend erforderlich; insofern wird die Regelung un-
ter § 19 Abs. 4 Satz 3 und 4 BauNVO im vorliegenden Fall in Anspruch genommen. Die ma-
ximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) wurde im Gewerbegebiet auf 2,4 und im Son-
dergebiet auf 0,35 festgesetzt. 
 
Eine weitere Beschränkung der Größe des zulässigen Baukörpers im Sondergebiet bildet die 
Festsetzung der maximal zulässigen Pultdachfirsthöhe von maximal 7,0 m über der Ober-
kante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses. Im Gewerbegebiet wird die maximale Höhe 
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des Gebäudes mit 16,0 m über der fertigen Erdgeschossfußbodenoberkante festgelegt. Obe-
rer Bezugspunkt ist dabei der First (SD und PD) oder die Attika (FD). 
Der untere Bezugspunkt im Gewerbegebiet für die Dachfirsthöhe wurde folgendermaßen 
definiert: 
Die Oberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses (OK FFB EG) im Gewerbegebiet  
wird mit einer Höhe von min. 239,3 m ü NN festgesetzt, da dann laut Wasserwirtschaftsam-
tes Kronach die OK FFB EG bei einem HQ100 über dem ermittelten Wasserspiegel von ca. 
239,2°m ü NN in diesem Bereich liegt.  
Die Oberkante des fertigen Fußbodens des Erdgeschosses (OK FFB EG) im Sondergebiet 
darf max. 0,30 m über Straßenoberkante (Bezugspunkt: Gebäudemitte) liegen. 
Bei der Entwässerung tiefliegender Räume ist unbedingt DIN 1986 100 (Schutz gegen Rück-
stau) zu beachten. 
 
Nettoverkaufsfläche im Sondergebiet 
Im Sondergebiet wird eine maximale Nettoverkaufsfläche von 1.200 m² für einen Lebensmit-
teldiscounter zugelassen.  
 

4.3 Baugestalterische und sonstige Festsetzungen 

 
Die baugestalterischen Festsetzungen dienen der Einfügung der beabsichtigten Neubebau-
ung in die landschaftlichen Gegebenheiten. 
Für das Gewerbegebiet und Sondergebiet der Ă2. Änderung und Erweiterung des Bebau-
ungsplanes ñMainst¿mpfelñ mit integriertem Gr¿nordnungsplanñ gilt die abweichende Bau-
weise. Es sind Gebäudelängen von über 50 m zulässig.  
Die Abstandsflächen sind gem. Art. 6 BayBO auf dem eigenen Grundstück nachzuweisen 
 
Dächer 
Zulässige Dachformen im Sondergebiet ist das Pultdach (PD) bis zu einer Neigung von max. 
8,0°. Für das Gewerbegebiet sind Pultdächer, Satteldächer oder Flachdächer als Dachfor-
men mit angepasster Neigung zulässig (siehe Lageplan bzw. textliche Festsetzungen). 
 
Dacheindeckungen aus unbeschichtetem Kupfer- oder Zinkblech sind unzulässig, ebenso 
aus bleihaltigen Materialien. Ausschließlich blendfreie Materialien und Farben sind zu ver-
wenden. 
 
Fassaden 
Außenwände sind in ortsüblicher Struktur mit Mörtelputz als Glattputz mit einem Anstrich in 
gedeckten Farben zu gestalten. Außerdem sind Fassadenelemente aus Glas oder Holz zu-
lässig. Bei einer Seitenlänge von mehr als 30m sind die Fassaden deutlich zu gliedern. 
 
Einfriedungen 
Zäune dürfen eine Gesamthöhe von 2,5 m nicht überschreiten. Zäune sind gemäß der Ge-
hölzliste (s. Anhang) zu hinterpflanzen. Anstelle von Zäunen ist die Anpflanzung von frei-
wachsenden oder geschnittenen Hecken bis zu einer Höhe von max. 2,5 m zulässig. Die 
Verwendung nicht heimischer, nicht standortgerechter Pflanzen ist hierfür unzulässig. 
 
Aufschüttungen und Abgrabungen 
Entlang der Grundstücksgrenzen sind Veränderungen gegenüber der vorhandenen Gelän-
deoberkante vom max. 1,0 m zulässig. 
 
Werbeanlagen 
 
Die Werbung ist nur unter folgenden einschränkenden Bedingungen zulässig: 
a) Die Werbung darf nur an Ort der Leistung (Betriebsstätte) angebracht sein. 
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b) Die Werbung muss so gestaltet sein, dass eine längere Blickabwendung des Fahrzeug-
führers nach aller Erfahrung nicht erforderlich ist. 

c) Die amtliche Beschilderung darf nicht beeinträchtigt werden. 
d) Eine Häufung von Werbeanlagen ist unzulässig. 
e) Werbeanlagen sind gestalterisch auf die baulichen Anlagen und aufeinander abzustim-

men; das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild darf nicht verunstaltet oder deren beab-
sichtigte Gestaltung nicht beeinträchtigt werden. Unzulässig sind Anlagen mit wechseln-
dem oder bewegtem Licht, Laser-Lichteffekten, Sky-Beamer oder vergleichbare Anla-
gen. 

f) Werbeanlagen sind ab 22:00 Uhr komplett auszuschalten. 
 

4.4. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 

 
Die Anzahl der zu errichtenden Stellplätze für das Sondergebiet und das Gewerbegebiet ist 
gemäß der Satzung über Stellplätze und Garagen der Stadt Hallstadt nachzuweisen.  
 
Stellplätze und Nebenanlagen sind innerhalb und außerhalb der Baugrenze zulässig. Flä-
chen für Nebenanlagen und Stellplätze gem. § 9 Abs. 1 Nrn. 4 und 22 BauGB wurden nicht 
eigens ausgewiesen. 
 
Zulässige Nebenanlagen: Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1 der 
Baunutzungsverordnung sind bis zu einer Größe von 30 m² zulässig. Garagen und Carports 
sind nicht zulässig. 
 
 
 

5.  Grünordnung und artenschutzrechtliche Relevanzabschätzung 

5.1  Grünordnung 

 
Zur Reduzierung der anfallenden Abflussmengen von Oberflächenwasser werden entspre-
chende Maß-nahmen zur Rückhaltung und Nutzung von Regenwasser auf privaten Grund-
stücken empfohlen. Mit der wasserdurchlässigen Ausbildung befestigter Flächen wird eine 
flächige Versickerung und Grundwasserneubildung innerhalb des Baugebietes gefördert. 
Im Gewerbegebiet ist je 250m² überbauter Grundstücksfläche bzw. im Sondergebiet ist pro 
10 Stellplätze ein Baum gemäß Anhang 1 in der dort angegebenen Pflanzqualität zu pflan-
zen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang/Ausfall gemäß den Festsetzungen zu erset-
zen. Ihre lagemäßige Fixierung ist flexibel. Die Bepflanzung ist spätestens ein Jahr nach 
Bezug der Gebäude vorzunehmen. An der südlichen Grenze des Geltungsbereiches zur 
Sportplatzfläche werden Bäume gem. der Gehölzliste mit Standortbindung festgesetzt. Soll-
ten Gehölze gerodet werden müssen, ist dies im Zeitraum vom 01.10 ï 28.02 durchzuführen. 
Für die Ausleuchtung des Sonder- und Gewerbegebietes sind zum Schutz nachtaktiver 
Schmetterlinge und anderer Insekten energieeffiziente LED-Leuchten zu verwenden. Die 
Leuchten sollten so niedrig wie möglich installiert werden, um die Fernwirkung zu reduzieren. 
Werbeanlagen sind ab 22:00 Uhr komplett auszuschalten, um der Umweltverschmutzung 
durch Licht entgegenzuwirken. 
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5.2 Artenschutzrechtliche Relevanzabschätzung 

Einleitung 
 
Als planerische Vorentscheidung für die Verwirklichung von Bauvorhaben ist der Bebau-
ungsplan im Rahmen des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB nur mittelbar auf artenschutzrechtliche 
Verbote zu prüfen, nämlich dahingehend, ob ihm dauerhaft unüberwindbare artenschutz-
rechtliche Hindernisse entgegenstehen. 
Die Prüfung der artenschutzrechtlichen Vorschriften als tathandlungsbezogen ist der not-
wendigen Zulassungsentscheidung vorbehalten.  
Seit der Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 18.12.2007 hat sich 
die Behandlung des Artenschutzes gemäß der Vorgabe der EU-Richtlinien geändert. Diese 
Bestimmungen des besonderen Artenschutzes sind auch im neuen BNatSchG, das zum 
1.3.2010 in Kraft getreten ist, weitgehend unverändert enthalten.  
Ziel des besonderen Artenschutzes sind die nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG be-
sonders und streng geschützten Arten.  
Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten (Zitat), 
 

1.  wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entneh-
men, zu beschädigen oder zu zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-
rungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch 
die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten 
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsfor-
men aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu 
zerstören. 

Neben diesen Zugriffsverboten gelten Besitz- und Vermarktungsverbote. 
 
Nach § 44 Abs. 5 BNatSchG gelten bei Eingriffen im Bereich des Baurechts die aufgeführten 
Verbotstatbestände bislang nur für nach europäischem Recht geschützte Arten, d.h. die 
in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführten Arten und die europäischen Vogelarten. 
 
Wenn die Festsetzungen des Bebauungsplanes dazu führen, dass Verbotstatbestände ein-
treten, ist die Planung nur unzulässig, wenn keine Ausnahme oder Befreiung in Betracht 
kommt. Nach § 45 BNatSchG ist eine Ausnahme von den Verboten möglich, wenn 
 

¶ zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses vorliegen 

¶ und es keine zumutbaren Alternativen gibt 

¶ und sich der Erhaltungszustand für die Arten trotz des Eingriffs nicht verschlechtert. 

 
Nach § 67 BNatSchG ist eine Befreiung möglich, wenn 
 

¶ dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher 
sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder 

¶ die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung füh-
ren würde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und Landschafts-
pflege vereinbar ist.  

 



12 / 25 

Die Erheblichkeitsabschätzung prüft deshalb, ob durch die 2. Änderung des Bebauungsplans 
die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG eintreten können, ob 
diese durch Vermeidungsmaßnahmen und/oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) vermieden werden können und ï wenn das nicht der Fall ist ï ob hierfür eine 
Ausnahme oder Befreiung in Betracht kommt. 
 
 
Prüfschritte  
 
Für die im Rahmen der Relevanzprüfung ermittelten Artengruppen ist zu prüfen, ob sie durch 
die Planung möglicherweise beeinträchtigt werden. D.h. es ist zu prüfen, ob  
 

¶ durch die Planung eine erhebliche Störung während der in § 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG genannten Zeiten eintritt, durch die sich der Erhaltungszustand der loka-
len Population verschlechtert 

 

¶ es zu einer Zerstörung der Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art kommt. Die Zer-
störung von Nahrungs- und Jagdhabitaten ist nur dann relevant, wenn sie einen es-
sentiellen Bestandteil des Habitats darstellen und z.B. für die betroffenen Individuen 
nicht an anderer Stelle zur Verfügung stehen.  

 

¶ es zur Tötung, Verletzung, Entnahme oder Fang von Individuen kommt, und ob diese 
unvermeidbar sind. 

 
Ein Verbotstatbestand ist aber nur dann verwirklicht, wenn er durch Vermeidungsmaßnah-
men und/oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) nicht vermieden 
werden kann.  
Wenn durch diese Maßnahmen das Eintreten der Verbotstatbestände nicht verhindert wer-
den kann, ist zu prüfen, ob eine Ausnahme bzw. Befreiung von den artenschutzrechtlichen 
Verboten in Betracht kommt.  
 
In die Erheblichkeitsabschätzung werden nur die in den Natura 2000-Gebieten vorkommen-
den Arten sowie die vorkommenden Arten der Vogelschutzrichtlinie einbezogen.  
 
In diesem Zusammenhang wurde der Auftrag über eine spezielle artenschutzrechtliche Prü-
fung (saP) an das Büro für ökologische Studien GbR in Bayreuth schon vergeben. Das Er-
gebnis liegt noch nicht vor und wird aber im Zuge des Verfahrens mit eingearbeitet. 
 
 

6.  Erschließung des Baugebietes 

6.1 Straßenerschließung 

 
Die Zufahrt zum Gewerbegebiet und dem am nordöstlichen Ende des Plangebietes liegen-
den Parkplatz erfolgt ausschließlich durch den Ausbau der alten Gundelsheimer Straße. Am 
östlichen Ende der Erschließungsstraße ist eine Wendeanlage vorgesehen, die gleichzeitig 
auch als Wendeanlage für Rettungszwecke im Zusammenhang mit dem Bahnausbau dienen 
soll. Der nach dem geplanten Wendehammer nach Norden anschließende Wirtschaftsweg  
(Flurstück 2810/5) muss nach gegenwärtigem Planungstand der DB Netz AG nicht auf dem 
Flurstück 2810/3 (Parkplatzfläche) verschoben werden und kann in seiner jetzigen Lage ver-
bleiben. Somit dürfte die Zerschneidung des Parkplatzes nicht notwendig werden. Eine Rea-
lisierung dieser Parkfläche kann aber erst nach dem Abschluss der bahnseitigen Baumaß-
nahmen erfolgen, da diese Fläche für den Bahnausbau gemäß Planfeststellungsbeschluss 
der DB Netz AG vorübergehend in Anspruch genommen werden muss.  
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6.2 Wasserversorgung, Abwasserentsorgung 

 
Die Versorgung mit Wasser erfolgt durch Anschluss an das örtliche Netz durch den zustän-
digen Betreiber ĂFernwasserversorgung Oberfrankenñ. 
 
Die Abwasserbeseitigung erfolgt im Trennsystem. Die Schmutzwasserentwässerung des 
Baugebietes erfolgt durch den Anschluss an das bestehende städtische Entwässerungssys-
tem in der ĂLichtenfelser StraÇeñ. Die Abwässer werden der Kläranlage der Stadt Bamberg 
zugeführt. Das anfallende Oberflächenwasser muss gedrosselt (Quantitative Behandlung) in 
das Grundwasser oder ¿ber die bestehenden Regenwasserleitungen in der ĂLichtenfelser 
StraÇeñ in ein oberirdisches Gewässer (Gründleinsbach) eingeleitet werden und ist vor der 
Einleitung so weit zu reinigen (Qualitative Behandlung), dass es dem angenommenen 
Schmutzbedürfnis des Gewässers näherungsweise entspricht. Die genaue Umsetzung der 
quantitativen und der qualitativen Regenwasserbehandlung sind zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht geklärt (Versickungsbecken, Rückhaltung mit evtl. Absetzbecken etc.). Eine Baugrund-
untersuchung liegt noch nicht vor. 
 

6.3 Sonstige Erschließungseinrichtungen 

 
Die Stadt Hallstadt wird durch die Stadtwerke Bamberg mit Strom versorgt und ist durch die 
Deutsche Telekom AG an das Fernsprechfestnetz angeschlossen. 
Der Ausbau der vorgesehenen Erschließungsanlagen zur Versorgung mit elektrischer Ener-
gie und Anschluss an die Telekommunikationslinien wird rechtzeitig mit den Stadtwerken und 
der Deutschen Telekom abgestimmt.  
 
Oberirdische Versorgungsleitungen (z.B. Strom-, Telefon- oder TV-Leitungen) sind, mit Aus-
nahme der bestehenden Hochspannungsfreileitung im nördlichen Bereich des Planungsge-
bietes, innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes unzulässig. Eine im Gel-
tungsbereich verlaufende oberirdische Stromtrasse (südlich der alten Gundelsheimer Straße) 
wird umgelegt. 
 
 

7.  Immissionsschutz 

Im Sinne des § 3 Abs. 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) sind schädliche 
Umwelteinwirkungen Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefah-
ren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder Nachbar-
schaft herbeizuführen. 
Immissionen im Sinne dieses Gesetzes sind auf Menschen, éeinwirkende Luftverunreini-
gungen, Gerªusche, é und ªhnliche Umwelteinwirkungen (Ä 3 Abs. 2 BImSchG). 
Emissionen im Sinne dieses Gesetzes sind die von einer Anlage ausgehenden Luftverunrei-
nigungen, Gerªusche, é und ªhnlichen Erscheinungen Ä 3 Abs. 3 BImSchG). 
Auf das Planungsgebiet wirken, aufgrund der umgebenden Erschließung durch Staatsstraße, 
Gemeindestraße und Bahnlinie usw., Immissionen in Form von Geräuschen (Lärm) und Luft-
verunreinigungen (Gerüchen) ein. Aus dem Plangebiet selbst sind durch die Erweiterung des 
Sondergebietes und je nach Ansiedlung im Gewerbegebiet Emissionen zu erwarten, die auf 
die umgebende Wohnbebauung einwirken. Im Zuge des Bahnausbaus sind Lärmschutzwän-
de entlang der Bahnlinie vorgesehen. 
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Erste Berechnungen vom Ingenieurbüro Stefan Leistner aus Bayreuth ergaben, dass tags-
über folgende Flächenschallleistungen zulässig sind, um die Immissionsrichtwerte an den 
Immissionsorten in der Lichtenfelser Straße 64, 75, 79 sowie Am Sportplatz 26 einzuhalten. 
 

Gebiet LEK [dB(A)/m²]  

Teilfläche I (SO) 57  

Teilfläche II (GE I) 60  

Teilfläche III (GE II) 63  

 

 
Abbildung: Geräuschkontingentierung nach DIN 45691 
 
 
Im Nachtzeitraum sind obige LEK-Werte um 18 dB(A) zu reduzieren.  
Die Immissionsrichtwerte der DIN 18005 wurden tagsüber um 3 dB(A) und nachts um 
6 dB(A) an den Immissionsorten bei der Berechnung in Absprache mit dem Landratsamt 
reduziert, um etwaige Vorbelastungen wie die Vereinsgaststªtte des SV Hallstadt ĂAm 
Sportplatzñ (Haus Nr. 26) zu berücksichtigen. 
 
Für die Teilfläche GE II des Gewerbegebiets ist bei Büroräumen ausreichender passiver 
Schallschutz vorzusehen. 
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8.  Umweltbericht 

8.1 Einleitung 

8.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und wichtiger Ziele des Bauleitplans 

 
Wie oben dargestellt soll im Norden Hallstadts die schon bestehende Sondergebietsfläche 
nach Norden erweitert werden und südlich der alten Gundelsheimer Straße eine Gewerbe-
fläche ausgewiesen werden. Zur Verbesserung der innerstädtischen Parksituation sollen am 
nördlichen Ortsrand Parkflächen auch für Busse geschaffen werden. 
Umfang und Art der Bebauung ist den oben dargestellten Beschreibungen zu entnehmen. 
(s. Kap. 4). 

8.1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten umwelt-

relevanten Ziele und ihrer Berücksichtigung 

Neben den allgemeinen gesetzlichen Grundlagen, wie dem Baugesetzbuch, den Natur-
schutzgesetzen, der Immissionsschutz-Gesetzgebung, der Abfall- und Wassergesetzgebung 
und dem Bundes-Bodenschutzgesetz, wurden die Vorgaben aus dem Flächennutzungsplan 
berücksichtigt. Das Plangebiet liegt teilweise in der Hochwassergefahrenfläche des HQ100. 
 
Regionalplan  
Im Regionalplan gehört der Planungsbereich zur der Region Oberfranken West (4). Dazu 
werden im Regionalplan folgende Aussagen getroffen: 

¶ Lage: Stadt- und Umlandbereich des Verdichtungsraumes Bamberg, das Gebiet ge-
hört zum landschaftliches Vorbehaltsgebiet ĂItz-Baunach-Hügellandñ 

¶ kein regionaler Grünzug betroffen  

¶ Schaffung weiterer Arbeitsplätze, vor allem im verarbeitenden Gewerbe 

¶ Stärkung der Wirtschaftskraft und Wirtschaftsstruktur der Region  
 
 

8.2 Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

einschließlich der Prognose bei Durchführung der Planung 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt in drei Stufen: geringe, mittlere und hohe 
Erheblichkeit. 
 
 
Schutzgut Klima / Luft 
 
Beschreibung: 
Die Stadt Hallstadt liegt im Bamberger Talfächer. Hier treffen der Naturraum Haßberge, Itz-
Baunach-Hügelland und das Vorland der Nördlichen Frankenalb aufeinander. Der Geltungs-
bereich liegt im weiten Talraum, der von älteren Terrassen eingenommen wird. 
Klimatisch betrachtet gehört der Geltungsbereich zum Naturraum Main-Regnitz-Talgebiet, 
bei dem sich die von den Hängen abfließende Kaltluft sammelt. Hier treten vermehrt Spät- 
und Nachtfröste auf, die Tauwasserspende und Nebelhäufigkeit liegt höher als an den um-
gebenden Hängen. Die Jahresdurchschnittstemperatur liegt im überwiegenden Teil bei ca. 
8°C. Die Vegetationsperiode dauert mit 206 bis 210 Tagen (LEK) relativ lang. Die Jahresnie-
derschläge fallen mit 600 ï 650 mm, bzw. 550 mm im Bamberger Becken vergleichsweise zu 
Bayern geringer aus. Durch die unmittelbare Nähe zur Staatsstraße St 2244 und den An-
wohnerverkehr ist die Lufthygiene in dem Gebiet bereits vorbelastet 
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Auswirkungen: 
Aufgrund der Versiegelung im Gewerbegebiet kann in potenzielle Bereiche der Kaltluftent-
stehung eingegriffen werden. Des Weiteren wird durch sogenannte ĂGebªuderiegelñ die 
Frischluftzufuhr für die Innenbereiche der Stadt am Rande beeinträchtigt. Baubedingt kommt 
es zu keiner weiteren erheblichen Erhöhung der Emissionen. Jedoch kann es, aufgrund der 
anzunehmenden geringen Erhöhung des Verkehrsaufkommens, zu einer geringen Erhöhung 
der Schadstoffemissionen und zu einer Veränderung des Kleinklimas innerhalb des Gebietes 
kommen. 
 
Ergebnis: 
Im Gesamten ist von einer mittleren Erheblichkeit des Schutzgutes Klima und Luft auszuge-
hen. 
 
 
Schutzgut Boden 
 
Beschreibung:  
Hallstadt gehört landschaftsstrukturell zum Bamberger Talfächer und das Gebiet des Gel-
tungsbereiches befindet sich auf den sogenannten Vorterrassen des Maintales, die westlich 
der Bahnlinie Bamberg- Lichtenfels liegen. Die Böden sind durch den Wechsel von fluvialer 
Erosion des Urmains und von Auffüllungsepochen aus dem Einzugsgebiet des Mains ent-
standen. Diese Vorterrassen weisen tiefgründige humose Auenböden auf. Eine genaue Be-
schreibung der geologischen Verhältnisse durch ein Bodengutachten liegt im Untersu-
chungsgebiet noch nicht vor. 
 
Auswirkungen:  
Bau- und anlagebedingt wird die Fläche des Geltungsbereiches deutlich verändert. Oberbo-
den wird abgeschoben und muss zwischengelagert oder abgefahren werden. Zur Herstel-
lung eines ebenen Anschlusses an das Straßenniveau sind Geländemodellierungen erfor-
derlich. Gebäude, Erschließungs- und Parkplatzflächen und die Erweiterung des Lebensmit-
teldiscounters führen zu einer Versiegelung im Gebiet. Es geht landwirtschaftliche Nutzfläche 
mit einer guten Ertragsfähigkeit dauerhaft verloren. Die Leistungsfähigkeit des Bodens mit 
seinen Bodenfunktionen wird beeinträchtigt. 
 
Ergebnis: 
Die einzelnen Bodenschichten sollen fachgerecht ausgehoben und getrennt zwischengela-
gert werden, bis sie nach Möglichkeit im Untersuchungsgebiet wieder eingebaut werden 
können. Auf Grund der Versiegelung und dem damit verbundenen Eingriff sind Umweltaus-
wirkungen mittlerer Erheblichkeit zu erwarten. 
 
 
Schutzgut Wasser 
 
Beschreibung:  
Es sind keine Wasserschutzgebiete und Vorrang- oder Vorbehaltsflächen für die öffentliche 
Trinkwasserversorgung betroffen, Oberflächengewässer sind ebenfalls nicht betroffen. Aller-
dings liegt der Geltungsbereich teilweise in der Hochwassergefahrenfläche des HQ100. Da-
mit die Oberkante des Fertigfußbodens des Erdgeschosses (OK FFB EG) im Gewerbegebiet 
über den ermittelten Wasserspiegel bei einem HQ100 von ca. 239,2°m ü NN (lt. WWA Kro-
nach) in diesem Bereich liegt, wird die OK FFB EG mit einer Höhe von min. 239,3 m ü NN 
festgesetzt. Im Plangebiet liegt ein Bodengutachten über die aktuelle Grundwassersituation 
und den Bodenaufbau noch nicht vor. Wenn möglich wird das anfallende Oberflächenwasser 
einer Versickerung zugeführt, damit eine Grundwasserneubildung im Plangebiet stattfinden 
kann. 
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Auswirkungen:  
Durch das geplante Gewerbegebiet und die damit verbundene Flächenversiegelung kann 
der Oberflächenabfluss vermehrt und beschleunigt werden, sowie das Rückhaltevolumen 
des belebten Bodens vermindert werden. Dabei kann es zu einer Verringerung der Grund-
wasserneubildungsrate kommen. Jedoch wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass alle be-
festigten Flächen, auf denen keine grundwasserschädlichen Stoffe anfallen, wasserdurch-
lässig herzustellen sind. Eine Errichtung von Zisternen zur Speicherung von Regenwasser 
auf den privaten Grundstücken wird empfohlen. 
Der Ausgleich erfolgt im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. 
 
Ergebnis:  
Durch die oben genannten Ausführungen sind Umweltauswirkungen mittlerer Erheblichkeit 
zu erwarten. 
 
 
Schutzgut Tiere und Pflanzen 
 
Beschreibung:  
Der Geltungsbereich wird geprägt durch landwirtschaftliche Flächen bzw. Brachflächen, 
Sport- und Freizeitflächen und durch den schon bestehenden Lebensmitteldiscounter. Im 
Osten grenzt die Bahnlinie Bamberg ï Lichtenfels an. Am östlichen Ende der Erschließungs-
straße im südlichen Bereich nutzt die Stadt Hallstadt eine 1.500m² große Fläche schon als 
Lagerfläche. In diesen Bereich ist der Oberboden abgeschoben und wird am südlichen Rand 
der Lagerfläche gelagert. Bei den genannten Flächen handelt es sich vorwiegend um natur-
ferne und anthropogen stark beeinflusste Biotoptypen.  
Hinsichtlich einer genaueren Beurteilung möglicher Auswirkungen auf Tier- und Pflanzenar-
ten müssen noch die Angaben zur Ăspeziellen artenschutzrechtlichen Pr¿fung ï saPñ abge-
wartet werden. 
 
Auswirkungen:  
Durch die landwirtschaftliche Bearbeitung der Flächen, durch das erhöhte Verkehrsaufkom-
men am Lebensmitteldiscounter, durch die Nutzung der Sportflächen und durch die angren-
zende Bahnlinie wird das Gebiet häufig gestört. Durch die Bebauung des Geländes wird der 
Natur Lebensraum entzogen. Auf der geplanten Gewerbefläche kommt es zu einem Verlust 
von landwirtschaftlich genutzten Flächen, jüngeren Brachflächen und Sport- und Freizeitflä-
chen. Eine endgültige Beurteilung kann erst nach der speziellen artenschutzrechtlichen Prü-
fung (saP) erfolgen. 
 
Ergebnis:  
Durch das Gewerbegebiet sind auf Grund mangelnder Biotopstrukturen und aufgrund der 
intensiven Nutzung der Flächen Umweltauswirkungen geringer Erheblichkeit zu erwarten. 
 
 
Schutzgut Landschaft 
 
Beschreibung: 
Hallstadt gehört landschaftsstrukturell zum Bamberger Talfächer und das Gebiet des Gel-
tungsbereiches befindet sich auf den sogenannten Vorterrassen des Maintales, die westlich 
der Bahnlinie Bamberg- Lichtenfels liegen. Das Plangebiet wird durch die schon bestehen-
den Anlagen wie den Lebensmitteldiscounter, der Bahnlinie und den Straßen und Sportplatz-
flächen umgeben. Somit hat der Geltungsbereich aufgrund seiner Lage bzw. der Umgebung 
nur einen geringeren Wert für den individuellen, optisch-ästhetischen Genuss des Land-
schaftsbildes bzw. nur eine geringe Landschaftsbildqualität. 
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Auswirkungen:  
Durch die Bebauung wird in die Landschaft eingegriffen und das Landschaftsbild wird sich 
durch die Größe und Form der neuen Gebäude verändern. Vor allem die im Gewerbegebiet 
entstehenden Gebäude werden die Nordansicht Hallstadts beeinflussen. Allerdings ist das 
Gebiet durch die bestehenden Anlagen wie bestehender Lebensmittelmarkt, Straßen, 
Bahntrasse usw. schon stark beeinträchtigt. Durch verschiedene Maßnahmen (z.B. Hinter-
pflanzung der Einfriedungen mit Hecken, Anpflanzung von Bäumen je m² überbauter Grund-
stücksfläche bzw. pro 10 Stellplätze) soll dieser Eingriff gemindert werden.  
 
Ergebnis:  
Der Gesamteindruck des Landschafts- und des Ortsbildes wird sich durch das Gewerbege-
biet verändern. Durch die Bebauung sind die Umwelteinwirkungen insgesamt geringer Er-
heblichkeit zu erwarten.  
 
 
Schutzgut Mensch 
 
Die nachfolgende Bestandsbeschreibung und Auswirkungen beruhen noch nicht auf die 
endgültige schalltechnische Untersuchung des Gebietes. Der Planungsbereich liegt in nördli-
cher Ortsrandlage von der Stadt Hallstadt und grenzt direkt an das bestehende Sondergebiet 
mit dem Lebensmitteldiscounter und an den Sportplatzflächen an. Im Osten schließt der Gel-
tungsbereich an die Bahnlinie Bamberg ï Lichtenfels ab. Durch diese Umstände ist das Ge-
biet schon stark vorbelastet. Durch die Ausweisung eines Gewerbegebietes entstehen auch 
neue Lärmimmissionen, bedingt durch das erhöhte Verkehrsaufkommen. Auch wird sich das 
Ortsbild gering verändern. Durch Eingrünungsmaßnahmen soll der Störfaktor des Gewerbe-
gebietes/Sondergebietes abgemildert werden. Auf der anderen Seite entstehen durch die 
Ausweisung von Gewerbeflächen neue Arbeitsplätze und die örtliche Wirtschaft wird geför-
dert. Da sich die Lebensqualität für den Menschen nicht entscheidend verschlechtert und 
das Gebiet schon stark belastetet ist, ist die Betroffenheit dieses Schutzgutes mit gering zu 
bewerten. 
 
 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
 
Es sind keine Bau-, Boden- oder Landschaftsbildprägende Denkmale im Geltungsbereich 
oder darüber hinaus vorhanden und keine schützenswerten Ensembles betroffen.  
Sollten jedoch Bodendenkmäler aufgefunden werden, sind diese der Archäologischen Au-
ßenstelle für Oberfranken (Schloss Seehof/ Memmelsdorf) anzuzeigen sowie unverändert zu 
belassen; die Fortsetzung der Erdarbeiten bedarf der Genehmigung. Archäologische Boden-
denkmäler genießen den Schutz des BayDSchG, insbesondere Art. 7 Abs. 1 und Art. 8 Abs. 
1 und 2. 
Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf dieses Schutzgut zu erwarten. 
 
 

8.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung  

 der Planung 

 
Die Fläche würde bei Nichtdurchführung der Planung weiterhin als landwirtschaftliche Fläche 
bzw. als Sport- und Freizeitfläche genutzt werden und die Eingriffe in die Naturraumpotentia-
le würden entfallen. 
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8.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich  

8.4.1 Vermeidungsmaßnahmen bezogen auf die verschiedenen Schutzgüter 

 
Schutzgut Boden und Wasser  
 
Die Bodenversiegelung wird durch die Festsetzung wasserdurchlässiger Beläge begrenzt. 
Zur Reduzierung der anfallenden Abflussmengen von Oberflächenwasser sind entsprechen-
de Maßnahmen zur Versickerung/Rückhaltung und Nutzung von Regenwasser vorgesehen. 
Mit der wasserdurchlässigen Ausbildung befestigter Flächen wird eine flächige Versickerung 
und Grundwasserneubildung innerhalb des Baugebietes gefördert. Dadurch verringert sich 
der Anteil des Oberflächenwassers, das den Entwässerungseinrichtungen zugeführt wird. 
Durch den Bau der Gebäude, wird Oberboden und weitere Bodenschichten fachgerecht 
voneinander abgetragen. Um zusätzliche Transportkosten und ïfahrten zu vermeiden wird 
dieser nach Möglichkeit vor Ort eingeplant, zwischengelagert und wieder fachgerecht einge-
baut.  
 
 
Schutzgut Tiere und Pflanzen und Schutzgut Landschaft  
 
Durch die Lage des Geltungsbereiches wurden die Eingriffe in bestehende Schutzgebiete, 
Biotope oder Landschaftsschutzgebiete vermieden. Der Geltungsbereich liegt vorwiegend an 
naturfernen und anthropogen stark beeinflussten Flächen. Das Planungsgebiet wird durch 
die landwirtschaftliche Bearbeitung der Flächen, durch das erhöhte Verkehrsaufkommen am 
Lebensmitteldiscounter, durch die Nutzung der Sportflächen und durch die angrenzende 
Bahnlinie häufig gestört. 
Im Gewerbegebiet ist je 250 m² überbauter Grundstücksfläche bzw. pro 10 Stellplätze im 
Sondergebiet ein Baum gemäß der Pflanzliste in der dort angegebenen Pflanzqualität zu 
pflanzen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang/Ausfall zu ersetzen.  
Zum Schutz von Heckenbrütern hat die Rodungen der Gehölze ausschließlich außerhalb der 
Hauptbrutzeiten von Vögeln (Zeiten ohne Vogelbrut 01.10. - 28.02.) zu erfolgen. 
Für die Ausleuchtung des Sonder- und Gewerbegebietes sind zum Schutz nachtaktiver 
Schmetterlinge und anderer Insekten energieeffiziente LED-Leuchten zu verwenden. Die 
Leuchten sollten so niedrig wie möglich installiert werden, um die Fernwirkung zu reduzieren. 
Werbeanlagen sind ab 22:00 Uhr komplett auszuschalten, um der Umweltverschmutzung 
durch Licht entgegenzuwirken. Weitere Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen werden 
sich eventuell im Rahmen der Ăspeziellen artenschutzrechtlichen Pr¿fung ï saPñ ergeben. 
 

8.4.2 Ausgleich 

Die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs erfolgt nach dem ĂLeitfaden zur Anwendung der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanungñ. Bei dieser Ermittlung bzw. Be-
rechnung handelt sich um eine Grobermittlung, die noch mit der UNB abgestimmt werden 
muss. 
 
Ermittlung des Ausgleichsbedarfs  
Im Planungsgebiet liegen unterschiedliche Flächen mit unterschiedlicher Bedeutung für den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild vor. Innerhalb des Untersuchungsgebietes sind zum 
Beispiel intensiv genutzte Acker-, Brach- und Lagerflächen, Gehölzgruppe oder Einzelbäu-
men zu finden. Damit sind diese nach Auffassung des ĂLeitfaden zur Anwendung der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanungñ den Kategorien ĂGebiete mit ge-
ringer, mittlerer und hoher Bedeutung f¿r Naturhaushalt und Landschaftsbildñ (Kategorie I, II, 
III) zu zuordnen. 
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Nicht berücksichtigt werden die Flächen, die bereits versiegelt sind (z. B. alte Gundelsheimer 
Straße und bestehender Lebensmittelmarkt). Hiervon sind 7.995 m°² betroffen. In der Anlage 
9.2 ist der Ausgangszustand des Geltungsbereiches zu erkennen. 
Nach dem Versiegelungs- und Nutzungsgrad fällt das Baugebiet in den Eingriffstyp A (GRZ Ó 
0,35). 
 
Gesamte Geltungsbereichsgröße: 
 
30.500 m² 
 
Flächen mit der Kategorie I 
 
Insgesamt: 11.417 m² 
 
 
Flächen mit der Kategorie II 
 
Insgesamt: 11.088 m² 
 
Kompensationsfaktor für die einzelnen Kategorien unter Berücksichtigung der Vermeidungs- 
und Verminderungsmaßnahmen. Innerhalb der Kategorien gibt es auf Grund von verschie-
denen Bewertungen des Ausgangszustands unterschiedliche Kompensationsfaktoren. 
 
Kategorie I:  0,3 und 0,6 
Kategorie II:   0,8 und 1,0 
 
Kategorie I: 
 
Unterer Wert: 2.555 m² x 0,3 =     767 m² 
Oberer Wert:  8.862 m² x 0,6 = 5.317 m² 
 
Kategorie II: 
 
Unterer Wert: 11.088 m² x 0,8 = 8.870 m² 
 
Insgesamt: 14.954 m² 
 
Der Ausgleichsbedarf des Bebauungsplanes beläuft sich insgesamt auf 14.954 m°². 
Der gesamte Ausgleichsbedarfes wird auf externen Ausgleichsflächen ausgeglichen, die 
aber noch nicht von der Stadt Hallstadt benannt wurden. 
 
 

8.5 Alternative Planungsmöglichkeiten 

Alternative Planungsmöglichkeiten gab es nicht. Aufgrund von einer konkreten Erweite-
rungsabsicht des schon bestehenden Lebensmitteldiscounters ist dieser Standort entwickelt 
worden. Des Weiteren hat die Stadt Hallstadt Zugriff auf die Grundstücke im Planungsgebiet.  
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8.6 Beschreibung der Methodik und Hinweise auf Schwierigkeiten und 
Kenntnislücken 

Als Grundlage für die Bearbeitung diente der Flächennutzungsplan, die Auswertung von 
Luftbildern, die Ergebnisse der Ortsbegehungen und Recherchen über weitere Informations-
portale im Internet.  
Ergänzende Gutachten wie spezielle artenschutzrechtliche Prüfung und Lärmschutzgutach-
ten sind vergeben, Ergebnisse liegen aber nur zum Teil vor. Auch ein Bodengutachten wurde 
noch nicht durchgeführt, so dass keine genauen Kenntnisse über Boden- und Grundwasser-
verhältnisse vorliegen. Durch die zum Teil noch fehlenden Aussagen der Gutachten können 
sich noch Ergänzungen bzw. Änderungen hinsichtlich der Beschreibungen und der Beurtei-
lung der Schutzgüter ergeben. Ein Landschaftsplan liegt für die Stadt Hallstadt vor. 
 
Der Umweltbericht wurde nach dem ĂLeitfaden zur Umweltpr¿fung in der Bauleitplanungñ 
erstellt, die Eingriffsregelung nach dem Leitfaden ĂBauen im Einklang mit Natur und Land-
schaftñ durchgef¿hrt.  
 
 

8.7 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 

Es wurden keine Monitoringmaßnahmen festgelegt.  
 
 

8.8 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Für das geplante Gewerbegebiet/Sondergebiet der Ă2. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplanes ñMainst¿mpfelñ mit integriertem Grünordnungsplanñ wurde ein Bereich am 
nördlichen Ortsrand von der Stadt Hallstadt gewählt. Es sind keine wertvollen Lebensräume 
von der Planung betroffen. Eine Erheblichkeitsabschätzung kam zu dem Schluss, dass ge-
ringe bis mittlere erhebliche Beeinträchtigungen von dem geplanten Gewerbegebiet ausge-
hen. Der Bebauungsplan weist gemäß der Textlichen Festsetzungen neue Flächen für Anla-
gen, die keiner immissionsschutz- und abfallrechtlichen Genehmigung bedürfen. 
Für den Eingriff in Natur und Landschaft ist ein ökologischer Ausgleich erforderlich. Die Stadt 
Hallstadt wird die dazu notwendigen externen Ausgleichsflächen im Laufe des Verfahrens 
benennen, damit ein Nachweis erfolgen kann. 
 
Die nachstehende Tabelle fasst die Ergebnisse zusammen: 
 

Schutzgut 
Baubedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte 
Auswirkungen 

Betriebsbedingte 
Auswirkungen 

Ergebnis 

Klima / Luft 
keine  
Auswirkungen 

mittlere 
Erheblichkeit 

mittlere 
Erheblichkeit 

mittlere  
Erheblichkeit 

Boden 
mittlere 
Erheblichkeit 

mittlere 
Erheblichkeit 

geringe 
Erheblichkeit 

mittlere 
Erheblichkeit 

Wasser 
mittlere 
Erheblichkeit 

mittlere 
Erheblichkeit 

mittlere 
Erheblichkeit 

mittlere 
Erheblichkeit 

Tiere und 
Pflanzen 

geringe 
Erheblichkeit 

geringe 
Erheblichkeit 

geringe 
Erheblichkeit 

geringe 
Erheblichkeit 

Landschaft 
geringe 
Erheblichkeit 

mittlere 
Erheblichkeit 

geringe 
Erheblichkeit 

geringe 
Erheblichkeit 

Mensch 
geringe 
Erheblichkeit 

mittlere 
Erheblichkeit 

geringe  
Erheblichkeit 

geringe  
Erheblichkeit 

Kultur- und  
Sachgüter 

keine  
Auswirkungen 

keine  
Auswirkungen 

keine  
Auswirkungen 

keine  
Auswirkungen 



22 / 25 

 
 
 
 
 
Erstellt am 08.04.2019 
 
Hallstadt, den 08.04.2019 
 

 
 
.......................................................... 
Thomas Söder, 
Erster Bürgermeister 

 
 
Bamberg, den 08.04.2019 
 

 
 
 
 
 

  
 
Bearbeitet durch: 
 
Dipl. Ing. (TU) Rüdiger Hellmich 
 
 

 

 
 



23 / 25 

9. Anhang 

 

9.1 Gehölzliste 

+ Kennzeichnung als giftige Pflanze: Vor der Verwendung an oder in der Nähe von Kinder-
spielplätzen, Kindergärten und -tagesstätten sowie in Hausgärten, die Kindern als Spielort 
dienen, wird gewarnt. (Quelle: Bekanntmachung einer Liste giftiger Pflanzenarten v. 10. 
März 1975 des Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit) 

 
Bäume: (Hochstamm 3xv mB StU 14-16 cm bzw. Solitär 3xv mB 250-300 cm) 
Acer campestre    Feld-Ahorn 
Acer platanoides    Spitz-Ahorn 
Acer pseudoplatanus    Berg-Ahorn 
Carpinus betulus    Hainbuche 
Prunus avium     Vogel-Kirsche 
Prunus padus     Traubenkirsche 
Quercus robur     Stiel-Eiche 
Sorbus aucuparia    Eberesche 
Tilia cordata     Winter-Linde 
 
 
Sträucher: (verpflanzte Sträucher 60 ï 100 cm) 
 Cornus sanguinea    Roter Hartriegel 
 Corylus avellana    Haselnuß 
 Crataegus monogyna   Weißdorn 
+ Euonymus europaeus   Gewöhnliches Pfaffenhütchen 
+ Lonicera xylosteum   Gewöhnliche Heckenkirsche 
 Malus sylvestris    Holz-Apfel  
 Prunus spinosa    Schlehe 
 Pyrus communis    Wild-Birne 
+ Rhamnus catharticus   Kreuzdorn 
 Rhamnus frangula    Faulbaum 
 Ribes uva-crispa    Wilde Stachelbeere 
 Rosa arvensis    Feld-Rose 
 Rosa canina    Hunds-Rose 
 Rubus caesius    Kratzbeere 
 Rubus idaeus    Himbeere 
 Sambucus nigra    Holunder 
+ Viburnum lantana    Wolliger Schneeball 
+ Viburnum opulus    Gewöhnlicher Schneeball 
 
 
Obstbaum-Arten: (Hochstamm StU 8-10) 
Apfel 
Birne 
Süßkirsche 
Walnuss 
Zwetschge 
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Kletter- und Schlingpflanzen (zur Begrünung von Fassaden, Rankgerüsten und Zäunen) 
Selbstklimmend: 
+ Hedera helix      Efeu 
 Parthenocissus quinquefolia 'Engelmannii'  Wilder Wein 
 Parthenocissus tricuspidata 'Veitchii'  Wilder Wein 
  
Rankhilfe erforderlich: 
 Aristolochia macrophylla    Pfeifenwinde 
+ Clematis      Waldrebe 
 Humulus lupulus     Hopfen 
 Lonicera, in Arten     Geißblatt 
 Polygonum aubertii     Knöterich 
 Rosa, in Sorten     Kletterrosen 
+ Wisteria sinensis     Blauregen 
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9.2 Ausgangszustand des Geltungsbereiches 

 


